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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Be tr. : V erwaltungsref orm 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Diebäcker, Dr. Stecker, 
Josten, Lampersbacb, Dr. Rinsdie und Genossen 
- Drucksache V/3239 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Sieht die Bundesregierung in den in vielen Bundesländern oft 
nach unterschiedlichen Gesichtspunkten verlaufenden Bestrebun- 
gen zur Reform der Verwaltung Gefahren im Sinne der ein- 
gangs erwähnten Grundsätze? 

Diese Frage ist bereits Gegenstand der Großen Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD vom 20. Dezember 1967 — Druck- 
sache V/2414— gewesen? die Antwort der Bundesregierung liegt 
dem Deutschen Bundestag seit dem 19. September 1968 als 
Drucksache V/3248 vor. 

In dieser Antwort, auf die hiermit Bezug genommen wird, 
gibt die Bundesregierung einen Überblick über die Reformbe- 
strebungen in den Ländern und kommt zu dem Schluß, daß 
die Sorge, durch die Unterschiede in den angestreblen Maß- 
nahmen könnte der einheitliche Vollzug der Bundesgesetze 
gefährdet sein, nach dem gegenwärtigen Sachstand unbegründet 
ist. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, bei den Ländern darauf hinzu- 
wirken, daß die zur Zeit laufenden Verwaltungsreformmaßnah- 
men nicht zu solchen Unterschieden in der Verwaltung führen, 
daß daraus Nachteile im Hinblick auf die Forderung nach wert- 
gleicher Verwaltungsleistung und einheitlichem Vollzug der 
Bundesgesetze entstehen? 
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In der Antwort auf die Große Anfrage wird dargelegt, daß 
die Bundesregierung nach der Zuständigkeitsregelung des Grund- 
gesetzes nur sehr beschränkte Möglichkeiten hat, auf die Re- 
formbestrebungen in den Ländern Einfluß zu nehmen; sie habe 
es jedoch nicht an Versuchen fehlen lassen, die Länder zu be- 
wegen, ihre Reformbestrebungen möglicfist weitgehend zu ko- 
ordinieren. Sie hat auch zugesichert, weiterhin auf die Länder 
mit dem Ziel möglichst einheitlicher Reformmaßnahmen ein- 
zuwirken. Dabei wird sich die Bundesregierung von dem Stre- 
ben nach einheitlichen Lebensbedingungen für alle Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland leiten lassen. 


In Vertretung 

Gumbel 



